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Abréviations

SPK-SR Staatspolitische Kommission des Ständerats
BSV Bundesamt für Sozialversicherungen
SPK-NR Staatspolitische Kommission des Nationalrats

CIP-CE Commission des institutions politiques du Conseil des États
OFAS Office fédéral des assurances sociales
CIP-CN Commission des institutions politiques du Conseil national
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Privatrechtliche Organisationen, die in erster Linie politische Ziele verfolgen, sollen
sich auch in Zukunft durch Mitgliederbeiträge und Spenden – und nicht durch
staatliche finanzielle Hilfe – finanzieren, forderte Gregor Rutz (svp, ZH) mittels
parlamentarischer Initiative. Er störte sich daran, dass Vereinigungen mit politischen
Zielsetzungen im Bereich der ausserschulischen Jugendarbeit Finanzhilfen erhielten.
Solche seien für Parteien, Verbände, aber auch Gewerkschaften als privatrechtliche
Vereine nicht vorgesehen, da die direkte Demokratie der Schweiz keine
Parteienfinanzierung kenne. Sämtliche Vorschläge für eine Verankerung eines solchen
Grundsatzes in der Bundesverfassung seien bis jetzt gescheitert.

Im Oktober 2016 prüfte die SPK-NR die parlamentarische Initiative und beantragte mit
14 zu 11 Stimmen, ihr Folge zu geben. Ihre Schwesterkommission verweigerte der
Initiative jedoch im Februar 2017 mit 7 zu 3 Stimmen die Zustimmung, worauf sich die
SPK-NR ein Jahr später mit 13 zu 12 Stimmen entschied, an der parlamentarischen
Initiative festzuhalten. Die Argumente von Gregor Rutz ergänzte die Kommission durch
den Hinweis, dass es «nicht konsequent [sei], wenn zwar für Organisationen mit
politischer Zielsetzung Finanzhilfen gesprochen werden, aber gemäss vom
Bundesverwaltungsgericht sanktionierter Praxis des BSV nicht für Organisationen, bei
welchen die Glaubensvermittlung im Zentrum steht».

Das Geschäft wurde dann im Februar 2018 im Nationalrat behandelt. Im Rahmen der
Debatte verteidigte Beat Flach (glp, AG) die bisherige Praxis: Ein Ziel des Gesetzes sei
es, die politische Partizipation von Kindern und Jugendlichen zu fördern. Nach Flach
sei es zudem schwierig zwischen Förderung der Partizipation und Verfolgung
politischer Ziele zu unterscheiden. Entsprechend schwierig sei auch die Umsetzung der
parlamentarischen Initiative. Dennoch gab der Nationalrat dem Anliegen mit 92 zu 88
Stimmen (bei 1 Enthaltung) Folge. 

Im August 2018 beschäftigte sich die SPK-SR zum zweiten Mal mit der Initiative und
beantragte erneut, auf Folgegeben zu verzichten. Begründet wurde die Entscheidung
mit dem Argument, dass Jungparteien im Interesse der Demokratie «mit wenig Geld viel
wertvolle Arbeit im Bereich politischer Bildung und Motivierung von Jugendlichen»
leisteten. Für diese Tätigkeiten sollten sie deshalb weiterhin wie andere
Jugendorganisationen beim Bund Unterstützung beantragen können. In der
Herbstsession 2018 behandelte schliesslich der Ständerat die Initiative und entschied
sich mit 32 zu 5 Stimmen, der Initiative keine Folge zu geben. Das Geschäft war damit
erledigt. 1

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 22.09.2015
GIADA GIANOLA

1) AB NR 2018, S. 120 ff.; AB SR 2018, S. 777 ff.; Bericht SPK-NR vom 2.2.18; Bericht SPK-SR vom 23.8.18
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